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Das Kataſter wird 


Regierungspraſident. 


954. Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König 
von Preußen 2c., verordnen hiermit auf Grund der 
88 11 und 15 des Geſetzes über das Deichweſen 
vom 28. Januar 1848 — Geſetzſamml. S. 54 — 
nach Beſchlußfaſſung des Deichamtes des Stern⸗ 
berger Deichverbandes und nach Anhörung aller 
Beteiligten was folgt: 
Artikel J. 

Hinter § 3 des Statuts vom 26. April 1858 

werden folgende eee eingefügt. 


a. 

Der Deichverband iſt verpflichtet, die Entwürfe 
des Meliorationsbauinſpektors Grang d. d. Char⸗ 
lottenburg, den 31. Juli 1897, und des Waſſer⸗ 
bauinſpeklors Baurats Groefinghoff d. d. Cüſtrin, 
den 15. Juni 1900, betreffend Verbeſſerung der 
Vorfluverhältniſſe im Gebiete des Sternberger 
Deichoerbandes auszuführen. 

Die Koſten für den Bau des Schöpfwerkes bei 
Cüſtrin und ſämtlicher Gräben trägt der Verband 
nach dem im § 6 des Staluts vorgeſchriebenen 
Maßſtabe. 

Ferner übernimmt er 
Vorſchriften: 

a) die Unterhaltung der Gräben, ſowie den 
Bau und die Unterhaltung der weiterhin 
erforderlichen Zubringer zum Schöpfwerk, 

b) die Ausgaben für außergewöhnliche Wieder⸗ 
herſtellungs⸗ und Erneuerungsbauten der 
SEE 
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nach den gleichen 


Die gewöhnlichen Betriebs⸗ und Unterhaltungs⸗ 
koſten des Schöpfwerkes werden von den Mitglieden 
des Deichverbandes nach einem beſonderen Beitrags⸗ 
kataſter aufgebracht. 

In dieſes ſind nur die Grundſtücke aufzu⸗ 
nehmen, die von der Anlage Vorteil haben, oder 
von denen Schaden durch Verhinderung unzeitiger 
Ueberſchwemmungen abgewendet wird. 


von einer Kommiſſion 
unter Leitung und Vorſitz des Deichhauptmanns 
des Sternberger Deichverbandes aufgeſtellt. 

Die Kommiſſion beſteht außer dieſem aus dem 
Deichinſpektor und mindeſtens drei, höchſtens fünf 
von dem Deichamte aus der Zahl der Schöpfwerks⸗ 
intereſſenten zu wählenden Mitgliedern oder deren 
Stellvertretern. Die Kommiſſion faßt ihre Beſchlüſſe 
nach Stimmenmehrheit. Bei Stimmengleichheit 
gibt die Stimme des Vorſitzenden den Ausſchlag. 
Zur Beſchlußfähigkeit iſt die Anweſenheit von 
mindeſtens drei Mitgliedern, unter denen ſich der 
Deichinſpektor befinden muß, erforderlich. 

30. 

Vor Aufftellung 155 Kataſters find von der 
Kommiſſion die Grundſätze über die Beitragspflicht 
zu den Schöpfwerkslaſten fenzuftellen. 

Es find mindeſtens drei Beitragsklaſſen ein⸗ 
zurichten. Beſtimmend für die Einſchätzung in die 
einzelnen Beitragsklaſſen iſt neben dem Maße des 
durch das Pumpwerk zugeführten Vorteils oder 
obgewendeten Schadens die Höhenlage der Grund⸗ 
ſtücke im Verhältmſſe zum Schöpfwerkspegel, ihre 
Entfernung vom Schöpfwerk und ihre Boden⸗ 
beſchaffenheit. 

Die erforderlichen Vermeſſungsarbeiten ſind 
einem vereideten Landmeſſer zu übertragen. 

8 3d. 

Das von der Kommiſſion entworfene Beitrags⸗ 
kataſter wird nach vorheriger Prüfung durch den 
Regierungspräſidenten zu Frankfurt a. O. dem 
Deich amte vorgelegt und von dieſem feſigeſtellt. 
Die Ortsbehörden der mit Grundſtücken beteiligten 
Bezirke erhalten Auszüge aus dem feſtgeſtellien 
Kataſter. Zugleich iſt von dem Regierungspräſidenten 
durch Bekanntmachung im Regierungsamtsblatt und 
den amtlichen Publikationsorganen der beteiligten 
Sand: und Stadtkreiſe eine vierwöchige Friſt zu 
beſtimmen, innerhalb der das Kataſter bei dem Deich⸗ 
hauptmann des Verbandes eingeſehen werden kann. 
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Beſchwerden gegen das Kataſter find binnen 
elner Ausſchlußfriſt von zwei Wochen, die mit 
Ablauf der vierwöchigen Auslegung beginnt, bei 
dem Regierungspräſidenten in Frankfurt a. O. an⸗ 
zubringen. Dieſer läßt die Beſchwerden durch 
ſeinen Kommiſſar unter Zuztehung des Beſchwerde⸗ 
führers, des zuständigen Meliorattongbaubeamten, 
des Deichhauptmanns und Deichinſpektors und zweler 
landwirtſchaftlicher Sachverständigen unterſuchen. 
Die landwirtſchaftlichen Sachverſtändigen werden 
von dem Deichamte gewählt. Das Ergebnis der 
Unterſuchung iſt dem Beſchwerdeführer bekannt zu 
geben. Iſt er einverftanden, jo wird das Beitrags⸗ 
kataſter nötigenfalls danach berichtigt. Andernfalls 
entſcheidet der Regierungepräſident über die Be⸗ 
ſchwerde. Binnen zwei Wochen nach Zuſtellung des 
Belchetdes tft die weitere Beſchwerde an den Miniſter 
für Laudwirtſchaft, Domänen und Forſten zuläſſig. 
Dieſer eniſcheidet endgültig. Nach Erlediaung der 
Beſchwerden iſt das Beitragekataſter von dem 
Regterungepräſidenten auszufertigen und dem Deich⸗ 
amte zuzunellen. 

Die Konen für die Aufſtellung des Kataſters 
trägt der Sternberger Deich oerband. Die Koiten 
jeder unbegründeten Beſchwerde fallen dem Be⸗ 
ſchwerdeführer zur Laſt. 

8 38e. 

Sogleich nach Feſtnellung des Kataſters iſt das 
Deichamt berechtigt, die Schöpfwerkobeiträge ohne 
Rückſicht auf Beſchwerden auszuſchreiben. Die in 
das Kataſter aufgenommenen Grunditüdseigentümer 
ſind verpflichtet, dieſe Beiräge vorbehaltlich ihrer 
aus dem Ergebnis des Beichwerdeverfahrens etwa 
herzulettenden Erſtattungsanſprüche zu zahlen Auf 
die Schöpfwerksbeiträge finden die Grundſätze des 
S 18 des Geſetzes über das Deichweſen vom 
28. Januar 1848 — Geſetzſamml. S. 54 — 
Anwendung. 

8 3£. 


Eine allgemeine Prüfung des Schöpfwerks⸗ 
kataſters findet fünf Jahre nach ſeiner Aus⸗ 
fertigung ſtatt. 

Hierbei find dieſelben Grundſätze und Vor⸗ 
ſchriften anzuwenden, die in den 88 3b bis e für 
die erſte Aufitellung des Kataſters gegeben find, 

Ueber weitere allgemeine Reviſionen des 
Kataſters beſchließt auf Antrag von Beteiligten 
das Deichamt. Der Beſchluß bedarf der Genehmi⸗ 
gung der Aufſichtsbehörde. 

8 3g. 

Ueber die gewöhnlichen Betriebs⸗ und Unter⸗ 
haltungskoſten des Schöpfwerks (§ 3b fade) iſt all⸗ 
jährlich ein beſonderer Anſchlag aufzustellen. Gegen 
die Stimmen der Vertreter der Schöpfwerks⸗ 
intereſſenten darf dieſer Anſchlag durch das Deich⸗ 
amt nicht feſigeſtellt werden. Kommt eine Einigung 
nicht zuſtande, ſo entſcheidet die Aufſichtsbehörde. 


ggez. Beſeler. 


§ 3h. 

Der Deichhauptmann beſtimmt nach Anhörung 
des Deichinſpektors die Höhe des während der 
elnzelnen Jahreszeiten am Schöpfwerkspegel zu 
haltenden Waſſerſtandes, ſowie den Beginn und den 
Schluß der Schöpfarbeit. 

Artikel II. 

8 4 des Verbandsſtatuts vom 26. April 1858 
erhält folgende Faſſung: 

Dem Provinzialverbande der Provinz Branden⸗ 
burg liegt die Verpflichtung ob, den Chauſſeedamm 
von Cüſtrin nach Sonnenburg fo zu unterhalten, 
daß er gegen den höchſten Waſſerſtand der Warthe 
— (+ 15,30 m N. N.) — Schutz gewahrt. 

Die Bau⸗ und Unterhaltungspflicht für das 
Warthe⸗Siel bei Cüſtrin hat der Deichverband nach 
dem Vertrage d. d. Frankfurt a. O., den 18. Sep⸗ 
tember 1905 / Frauendorf N.⸗M., den 14 Oktober 1905. 

Das Eigemum des Grund und Bodens, auf 
dem ſich das Bauwerk befindet, nämlich die Parzelle 
Nr. 147 b und 193/158 Kartenblatt I der Ge⸗ 
markung Kietz im Kreiſe Königsberg Nm., verbleibt 
der Provinz Brandenburg, die dauernde unentgeliliche 
Nutzung ſteht dem Sternberger Deichverbande nach 
der Urkunde d. d. Berlin, den 18. Januar 1906 
Nr. 56 B! zu. 

Artikel III. 

Hinter 8 10 des Statuts vom 26. April 

1858 wird folgender 
10a 
eingefügt. 

In das Eigentum des Sternberger Deich⸗ 
verbandes geht ferner über: 

a) das Scpöpfwerk bei Cüſirin mit allen 

Nebengebäuden und Anlagen, 

b) das Warthe⸗Siel (vergl. Artikel II). 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen 
Unterſchrift und beigedrucktem Königlichen Inſiegel. 

Gegeben Neues Palais, den 16. Oktober 1909. 
gez. Wilhelm R. 

v. Breitenbach. 
Nachtrag 
zum Statut des Sternberger Deichverbandes vom 
26. April 1858 (Geſetzſamml. S. 259). 


Veröffentlicht 

Frankfurt a. O., den 18. Dezember 1909. 
IW. 1487. Der Regierungspräſident. 
955. Anläßlich des Inkrafttretens des Geſetzes, 
betreffend Abänderung der Gewerbeordnung, vom 
28. Dezember 1908 (RS Bl. S. 667) werden die 
Ziffern 3, 218 (mit Ueberſchrift), 220, die Ab⸗ 
ſchnitte K und L und die Ziffer 274 der Aus⸗ 
führungsanweiſung zur Gewerbeordnung vom 
1. Januar k. J. ab durch die anliegenden Be⸗ 
ſtimmungen erſetzt. 

Ich erſuche Sie, die zur Mitwirkung bei Hand⸗ 
habung des Arbeiterſchutzes berufenen Behörden und 


v. Arnim. 
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die beteiligten gewerblichen Kreiſe alsbald in geeig⸗ 
neter Weile auf die am 1. Januar in Kraft treten⸗ 
den neuen Beſtimmungen über die Beſchäftigung 
von jugendlichen Arbeitern und von Arbei⸗ 
terinnen ausdrücklich hinzuweiſen. Als ſolche 
kommen haupfſächlich in Betracht: 

1. Das Anwendungsgebiet der LVorfchriften 
in 88 135 bis 139 a der Gewerbeordnung erfährt 
inſofern eine Aenderung, als für ſeine Abgrenzung 
künftig nicht mehr der Begriff der Fabrik, ſondern 
die Zahl der in dem Betrieb in der Regel beſchäf⸗ 
tigten Arbeiter moßgebend if. Die bezeichneten 
Vorſchriften gelten vom 1. Januar 1910 ab für 
alle Betriebe mit mindeſtens 10 Arbeitern, auch 
wenn dieſe Betriebe bisher nicht als Fabriken anzu⸗ 
ſehen weren. Diejenigen gewerblichen Betriebe, für 
welche die 88 135 bis 139 a nicht gelten, auch 
wenn ſte zehn oder mehr Arbeiter beſchäftigen, find 
in 8 154 Abf. ! erſchöpfend aufgeführt. 

Unter die 88 13 bis 1392 fallen, wenn fie 
mindeſtens zehn Arbeiter beſchäftigen, auch alle 
Motorwerkſtätten einſchlteßlich der Getreidemühlen 
und alle Konfekttonswerknänen. Die 88 135 bis 
139 finden unter dieſer Vorausſetzung ferner in 
vollem Umfang Anwendung auf Konditoreien und 
Bäckereien, die in regelmäßigen Tag⸗ und Nacht⸗ 
ſchichten arbeiten, und auf ſolche Konditoreien, die 
nicht auch Backwaren herſtellen; ſie ſinden in den 
übrigen Bäckereien und Konditoreien mit mindeſtens 
zehn Arbeitern nur Anwendung auf Arbeiterinnen 
und auf diejenigen männlichen jugendlichen Arbeiter, 
die nicht unmittelbar bei der Herſtellung von Waren 
beſchäftigt find ($ 154 Abſ. 1 Nr. 5). 

Ohne Rückſicht auf die Zahl der beſchäftigten 
Arbeiter unterſtehen den 88 135 bis 139a Hünen⸗ 
werke, Zimmerplätze, andere Bauhöfe, Werften, 
Werkſtätten der Tabakinduſtrie, Bergwerke, Salinen, 
Aufbereitungsanſtalten und unterirdiſch betriebene 
Brüche und Gruben ($ 154 Abſ. 2, § 154 a); die 
Vor ſchriften gelten ferner für Ziegeleien und über 
Tage betriebene Brüche und Gruben dann, wenn 
fie in der Regel mindeſtens fünf Arbeiter beſchäftigen 
($ 154 Abſ. 2). 

2. Nach den neuen Vorſchriften in 8136 Abſ. 3 
und § 137 Abſ. 4 iſt den jugendlichen Arbeitern 
und den Arbeiterinnen nach Beendigung der 1äg- 
lichen Arbeitszeit eine ununterbrochene Ruhe⸗ 
zeit von mindeſtens 11 Stunden zu gewähren. 

3. Die zuläſſige Arbeitsdauer iſt für Arbelte⸗ 
rinnen auf zehn Stunden, an den Vorabenden der 
Sonn⸗ und Feſttage auf acht Stunden beſchränkt 
($ 137 Abſ. 2). 

4. Die Nachtruhe für jugendliche Arbeiter und 
für Arbeiterinnen hat eine Erweiterung erfahren; 
die Beſchäftigung darf nicht mehr über 8 (bis⸗ 
her 8½) Uhr abends hinaus dauern und nicht 
vor 6 (bisher 5½¼ Uhr) morgens beginnen. Am 
Sonnabend ſowie an den Vorabenden der Sonn⸗ 


und Feſttage muß die Beſchäftigung der Arbeiterinnen 
um 5 Uhr nachmittags enden ($ 136 Abi. 1, 
Satz 1, § 137 Abſ. 1). 

5. Die Vorſchriſten über die Pauſen find in der 
Hauptſache unverändert geblieben; die Vorſchrift im 
§ 137 Abſ. 5, daß Arbeiterinnen, welche ein Haus⸗ 
weſen zu beſorgen haben, auf ihren Antrag eine 
halbe Stunde vor der Mittagspauſe zu entlaſſen 
find, iſt jedoch auch auf Arbeiterinnen unter 16 Jahren 
ausgedehnt worden. 

6. Die Vorſchriften über den Wöchnerinnen⸗ 
ſchutz ſind dahm erweitert worden, daß Arbeiterinnen 
vor und nach der Niederkunft im ganzen während 
acht Wochen nicht beſchäftigt und nach der Nieder⸗ 
kunft erſt wieder eingeſtellt werden dürfen, wenn 
nach ihr nachweislich 6 Wochen verfloſſen ſind 
(8 137 Abſ. 6). 

7. Die neue Vorſchrift im § 137 a verbietet eine 
Uebertragung von Arbeit zur Verrichtung 
außerhalb des Betriebs für Sonn: und Feſt⸗ 
tage und für die Tage, an denen die jugendlichen 
Arbeiter und die Arbeiterinnen die geſetzlich zuläſſige 
Arbeitszeit hindurch im Betriebe beſchäftigt waren. 
Für Werktage, an denen fie im Betriebe kürzere 
Zeit beſcäftigt waren, iſt eine Uebertragung von 
Arbeit zur Verrichtung außerhalb des Betriebs nur 
in dem Umfange zuläſſig, in dem Durchſchnitts⸗ 
arbeiter ihrer Art die Arbeit vorausſichtlich in dem 
Betriebe während des Reſtes der geſetzlich zuläſſigen 
Arbeitszeit würden herſtellen können. 

8. Die zuläſſige Ueberarbeit erwachſener 
Arbeiterinnen bei außergewöhnlicher Häufung 
der Arbeit (§ 1382 of, 1 bis 4) hat eine drei: 
fache Beſchränkung erfahren: 

a) fie darf 12 Stunden täglich nicht überſchreiten 
und muß eine ununterbrochene Ruhezeit von 
zehn Stunden frei laſſen; 

b) ſie darf nicht über 9 Uhr abends hinaus dauern; 

c) während Ueberarbeit, ohne daß ein Ausgleich 
durch eine entſprechend kürzere Beſchäftigung 
der Arbeiterinnen in der übrigen Zeit des 
Jahres einzutreten braucht, wie bieher bis zu 
40 Tagen im Jahre erlaubt werden kann, iſt 
die Befugnis der höheren Verwaltungsbehörde, 
an mehr als 40 Tagen Ueberarbeit dann zu⸗ 
zulaſſen, wenn durch Einreichung eines Be⸗ 
triebe plans ein ſolcher Ausgleich vorgeſehen wird, 
jetzt dahin beſchränkt, daß in dieſem Fallelleberarbeit 
höchſtens an 50 Tagen im Jahre zuläſſig iſt. 

9. Die Bewilligung von Ueberarbeit zu den in 
8 105 e Abſ. 1 Ziffer 3, 4 bezeichneten Arbeiten 
an den Vorabenden von Sonn- und Feſt⸗ 
tagen iſt inſofern beſchränkt worden, als die Ueber⸗ 
arbeit nicht über 8 Uhr abends ausgedehnt werden 
darf, und als die am Tage vor einem Sonn⸗ oder 
Feſttage nach 5 Uhr nachmittags beſchäftigten 
Arbei lerinnen am folgenden Sonn⸗ oder Feſttag 
arbeitsfrei bleiben müſſen (§ 188 a Abi. 5). 
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10. In Ziffer 240 Abſ. la der Ausführungs⸗ 
anweiſung ift entſprechend den 88 137, 138 a des 
Geſetzes bei Naturereigniſſen oder Unglücks⸗ 
fällen die höchſtens zu geſtattende Arbeitsdauer 
für erwachſene Arbeiterinnen auf 12 Stunden be⸗ 
ſchränkt worden. 

11. Bevor die höhere Verwaltungsbehörde mit 
Rückſicht auf die Natur des Betriebs oder die 
Arbeiter Abweichungen von den geſetzlichen Vor⸗ 
Ihriiten über die Pauſen geſtatten kann (durch die 
jedoch die ununterbrochene Ruhezeit der jugendlichen 
Arbeiter und der Arbeiterinnen nicht eingeſchränkt 
werden darf), muß ſtets dem ſtändigen Arbeiter⸗ 
ausſchuß oder, wo ein folder nicht beſteht, den 
Arbeitern Gelegenheit gegeben worden ſein, ſich 
über die in Ausſicht genommene Abweichung gut⸗ 
achtlich zu äußern. 

12. Bei der Genehmigung von Ueberarbeit in 
den Fallen von $ 1384 Abſ. 1, 5 und § 139 
Abſ. 1 Satz 2 (bei außer gewöhnlicher Häufung der 
Arbeit, bei Verlegung der geſetzlich am Sonntag 
erlaubten Arbeit auf den Sonnabend Nachmittag 
und bei einer Unterbrechung des regelmäßigen Bes 
triebs durch Naturereigniſſe oder Unglücksfälle) iſt 
zur Vereinfachung des Geſchäftsganges die Wahr⸗ 
nehmung der Aufgaben der unteren Verwal⸗ 
tungsbehörde durch die neue Ziffer 3 der Aus⸗ 
führungsanweiſung den Gewerbeinſpektoren 
übertragen worden. Die bisher in der Ausführungs⸗ 
anweiſung aufgeſtellten Grundſätze für die Hand⸗ 
habung dieſer Genehmigungsbefugnis ſind in die 
neue Faſſung der Ausführungsanweiſung nicht 
übernommen worden. Denn ihre Faſſung hat zu 
manchen Mißverſtändniſſen Anlaß gegeben, und nach 
den bisherigen Erfahrungen erſcheint es auch nicht 
wohl möglich, den mannigfachen Bedürfniſſen des 
prakuſchen Lebens durch eine allgemein gültige 
Formel gerecht zu werden, während zu erwarten iſt, 
daß auch ohne eine ſolche die Gewerbeaufſichts⸗ 
beamten auf Grund ihrer beſonderen Vorbildung 
und ihrer geſamten dienſilſchen Tätigkeit den billigen 
Ausgleich zwiſchen den berechtigten Intereſſen der 
Arbeitgeber und Arbeiter finden werden. 

Berlin, den 25. November 1909. 

Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Ir.⸗Nr. III. 9877. Sydow. 

Den vorſtehenden Erlaß nebſt Abänderung der 
Ausführungsanweiſung zur Gewerbeordnung, welche 
in der Beilage ſich abgedruckt findet, bringe ich zur 
allgemeinen Kenntnis. 

Frankfurt a. O., den 18. Dezember 1909. 

I Bg. 6038. Der Regierungspräſident. 


956. Es iſt erforderlich, den Beſtand an Kraftfahr⸗ 
zeugen nach dem Stande vom I. Januar 1910 neu auf⸗ 
zunehmen. Die Aufnahme ſoll nach den gleichen 


Geſichtspunkten u. unter Benutzung der gleichen drei 
For mulare ſtattfinden wie bei den erſten drei Auf⸗ 
nahmen im Jahre 1907 bis 1909. 

Die Herrn Landräte und die Polizeiverwal⸗ 
tungen der Städte über 10000 Einwohnern erſuche 
ich unter Bezugnahme auf meine Rundverfügung 
vom 15. Dezember v. Is. — ID. 91. 08 —, die 
zur Durchführung dieſer Statiſtik erforderlichen Maß⸗ 
nahmen ſofort zu treffen u. die ausgefüllten Nachwei⸗ 
ſungen beſtimmt bis zum 10. Januar 1910 
an mich einzureichen. Die pünktliche Einſendung 
bis zu dieſem Zeitpunkte iſt erforderlich. 

Fehlanzeige iſt nicht zu erftatıen. 

Frankfurt a. O., den 16. Dezember 1909. 

I. D. 726. Der Regierungspräſident. 
957. Bezugnehmend auf meine Verfügung vom 
3. Auguſt d. J. — I Bg. 4343 — (A.⸗Bl. S. 208) 
erſuche ich die Herren Landräte bis zum 15. Januar 
1910 anzuzeigen 

a) wieviel Städte und wieviel Gemeinden bezw. 

Gutsbezirke an die einzelnen privilegierten bezw. 
nicht privilegierten Abdeckereien Vieh abzuliefern, 

b) wieviel Großvieh⸗ und wieviel Kleinvieh⸗Kadaver 

etwa in den Jahren 1909, 08, 07 an die ein⸗ 
zelnen Abdeckereien abgeliefert worden. 

Frankfurt a. O., den 16. Dezember 1909. 


I. Bg. 6144. Der Regierungspräſident. 
Lehrerſtellen. 
958. Kreis Calau: Lübbenau, Lehrerſt., 1. 4. 10. 


Kr. Lebus: Kienitz, 2 L. 1. 1. 10. Kr. Lübben: 
Dürrenhofe, L. 1. 4. 10. Pretfchen, K u. L. 1. 4. 10. 
Zaue, Ku L. 1. 4. 10. Kr. Oſtſternberg: Költſchen, 
2 Lehrerſtelle, 1. 3. 10 Bewerbungen ſind an 
die Königl. Regierung, Abteilung für Kirchen⸗ und 
Schulweſen, zu richten. 


Nichtamtliches. 


959. Nachdem der Pahl'ſche Kampen zu Bau⸗ 
ſtellen hergerichtet bezw. beſtimmt worden, iſt die 
hinter dem Riehs'ſchen und Dr. Wolff'ſchen Grund⸗ 
hüd führende Straße für den öffentlichen Verkehr 
entbehrlich geworden und ſoll nunmehr eingehen. 
Dies wird mit der Aufforderung zur öffentlichen 
Kenntnis gebracht, daß etwaige Einſprüche hiergegen 
binnen 4 Wochen zur Vermeidung des Ausſchluſſes 
bei uns geltend zu machen ſind. 
Berlinchen, den 16. Dezember 1909. 
Die Polizelverwaltung. 
960. Eine am Pahl'ſchen Kampen belegene 
Landfläche in Größe von 2 a 35 qm ſoll am 
Mittwoch, den 2. Februar 1910 vormittags 
10 Uhr im Nathauſe — Zimmer 6 — im öffent: 
lichen Termine an den Meiſibietenden verkauft werden 
Berlinchen, den 16. Dezember 1909. 
Der Magiſtrat. 


Herausgegeben von der Königl. Regierung. zu Frantfurt a. O. 


Druck der Königl. Hofbuchdruckerei Trowitzſch K Sohn in Frankfurt a. O. 


Sonderbeilage zum Amtsblatt. 


Abünderung 


der Ziffern 3, 218, 220, der Abſchnitte K, L und der Ziffer 274 der 
Ausführungsanweiſung zur Gewerbeordnung für das Deutſche 
Reich vom 1. Mai 1904 (HM Bl. S. 125) vom 25. November 1909. 


Behörden. 


3. Unter der Bezeichnung „Untere Verwaltungsbehörde“ ſind zu verſtehen: 
a) in den Fällen des § 117 Ziffer 1 des 3G. die Ortspolizeibehörden; 
b) in den Fällen des § 77 die Landräte; 
e) in den Fällen der §§ 138 a, 139 die Gewerbeinſpektoren; 
d) in den übrigen Fällen: 
in Städten über 10 000 Einwohner die Gemeindebehörde, im übrigen der 
Landrat, in den Hohenzollernſchen Landen der Oberamtmannz jedoch tritt in den 
Fällen der §8 53 a, 54 Abſ. 2, § 55a ſowie in den Fällen des Titels VII, mit Aus⸗ 
nahme des § 126 a Abſ. 3, des § 128 Abſ. 1, des § 129 Abſ. 3 und des § 129 a 
Abſ. 3, in Städten über 10 000 Einwohner an die Stelle der Gemeindebehörde die 
Ortspolizeibehörde; 
in der Provinz Hannover in Städten, auf die die revidierte Hannoverſche 
Städteordnung vom 24. Juni 1858 Anwendung findet, mit Ausnahme der im § 27 
Abf. 2 der Hannoverſchen Kreis ⸗ Ordnung vom 6. Mai 1884 benannten Städte, die 
Gemeindebehörde, im übrigen der Landrat. 


Zu Titel VII. 


J. Arbeitsordnungen. 
(88 183 b, 184 a bis 134 b.) 
218. Die Verpflichtung zum Erlaß einer Arbeitsordnung beſteht für jeden Allgemeines. 
Betrieb, in welchem in der Regel mindeſtens 20 Arbeiter beſchäftigt werden. Bei Er⸗ 
mittelung dieſer Zahl kommen nicht in Anrechnung: 
a) Arbeiter, die wegen außergewöhnlicher Häufung der Arbeit oder aus anderen 
Gründen nur vorübergehend angenommen werden; 
b) die Betriebsbeamten, Werkmeiſter und Techniker. 
220. Bei jeder Arbeitsordnung und jedem Nachtrag iſt insbeſondere zu prüfen, Prüfung der 
a) ob die Vorſchrift des § 134d über die Anhörung der großjährigen Arbeiter oder „ 
eines Arbeiterausſchuſſes beachtet iſt, und ſofern nur die Anhörung eines ; 
ſtändigen Arbeiterausſchuſſes ftattgefunden hat, ob dieſer den Vorſchriften des 
8 134h entſpricht; 
b) ob die Arbeitsordnung alle im erſten Abſatze des $ 134b unter 1 bis 4 erforderten 
Beſtimmungen enthält. 
Für Anfang und Ende der Arbeitszeit (§ 134 b Ziffer 1) müſſen beſtimmte 
Zeitpunkte feſtgeſetzt werden. Danach iſt es z. B. unzuläſſig, in der Arbeits⸗ 
ordnung zu beſtimmen, „daß die Arbeit morgens zwiſchen 6 und 8 Uhr beginnt 


lllgemeines. 
($ 138.) 


=. 


und abends zwiſchen 7 und 9 Uhr endet“. Dagegen können Beginn und Ende 
der Arbeitszeit nach den Jahreszeiten verſchieden feſtgeſetzt werden. Auch iſt 
es zuläſſig, die Vorausſetzungen zu beſtimmen, unter denen vorübergehende 
Abweichungen von der regelmäßigen Dauer und Lage der Arbeitszeit ſtattfinden 
können; 

e) ob die etwa vorgeſehenen Aufkündigungsfriſten für beide Teile gleich bemeſſen 
ſind (vergl. § 122). 

Kündigungsfriſten (§ 134 b Ziffer 3) können mit einzelnen Arbeitern ab⸗ 
weichend von den Beſtimmungen der Arbeitsordnung vereinbart werden, dagegen 
müſſen die beſonderen Entlaſſungsgründe in der Arbeitsordnung im einzelnen 
genau bezeichnet werden; 

d) ob die Beſtimmungen für großjährige Arbeiter ſich auf deren Verhalten im Be⸗ 
triebe beſchränken; 

ob die Strafbeſtimmungen nicht das Ehrgefühl oder die guten Sitten verletzen, 
ob die Geldſtrafen nicht die geſetzlich zuläſſige Höhe überſteigen, und in welcher 
Weiſe die Strafgelder und die nach § 134 Abſ. 1 verwirkten Lohnbeträge ver⸗ 
wendet werden. 

Es iſt zuläſſig und ausreichend, wenn in der Arbeitsordnung nur der Höchſt⸗ 
betrag der Strafe feſtgeſetzt, ihre Bemeſſung im Einzelfall aber dem Arbeitgeber 
überlaſſen wird. — Für die Verwendung der Strafgelder und der nach § 134 
Abſ. 1 verwirkten Lohnbeträge genügt nicht die allgemeine Zweckbeſtimmung, 
daß ſie „zum Beſten der Arbeiter der Fabrik“ verwendet werden; die Art 
ihrer Verwendung iſt vielmehr beſtimmt zu bezeichnen. Die Zuwendung von 
Strafgeldern an eine Ortskrankenkaſſe ſtellt eine Verwendung zum Beſten der 
Arbeiter der Fabrik, wie fie § 134 b Abſ. 2 verlangt, nicht dar. Gegen den 
Willen des Unternehmers kann jedoch nicht verlangt werden, daß auch die 
nach § 134 Abſ. 1 verwirkten Lohnbeträge zum Beſten der Arbeiter verwendet werden. 
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K. Beschäftigung von Arbeiterinnen und jugendlichen Arbeitern. 
($$ 134i bis 139 a.) 

223. Die Beſchäftigung von Arbeiterinnen und jugendlichen Arbeitern 
darf in Betrieben, in denen in der Regel mindeſtens zehn Arbeiter beſchäftigt werden, und 
in dieſen gleichſtehenden Anlagen nicht ſtattfinden, bevor der Arbeitgeber der Ortspolizei⸗ 
behörde die im § 138 vorgeſchriebene Anzeige“) gemacht hat. Ausgenommen ſind die in 
§ 154 Abſ. 1 unter Nr. 1 bis 3 bezeichneten Betriebe, die Gaft- und Schankwirtſchaften 
und das Verkehrsgewerbe. f 

g Als Anlagen, die den Betrieben mit mindeſtens 10 Arbeitern gleichſtehen, ſind an⸗ 
zuſehen: 
1. gemäß §§ 154 Abi. 2, 154 a 
a) Ziegeleien und über Tage betriebene Brüche und Gruben, wenn darin in 
der Regel mindeſtens 5 Arbeiter beſchäftigt werden, 


*) Anmerkung: Gegenüber der Vorichrift im $ 138 find für die in Ziffer 223 unter 2) und 3) auf⸗ 
geführten Werkſtätten folgende Abweichungen hinſichtlich der Anzeigen zugelaſſen: 

l. Von der Anzeigepflicht ſind befreit: 

. vollftändi 

a) die Motorwerkſtätten der Bäcker und Konditoren, ſofern fie weniger als 10 Arbeiter beſchäftigen, 

b) die Getreidemühlen mit Motorbetrieb, ſofern ſie weniger als 10 Arbeiter beſchäftigen, mit 
Ausnahme derjenigen, in welchen ausſchließlich oder vorwiegend Dampf verwendet wird, 

Hhinſichtlich der männlichen jugendlichen Arbeiter 

a) die Motorwerkſtätten mit weniger als LO Arbeitern, ſofern fie zum Handwerke gehoren, 

b) alle nicht unter La fallenden Betriebe der Bäcker und Konditoren, ſofern fie nicht in regelmäßigen 
Tag und Nachtſchichten arbeiten, für die Arbeiter, die unmittelbar bei der Herſtellung von 
Waren beſchäftigt ſind. 1 

II. Die Anzeigepflicht iſt vereinfacht, und es genügt 

. für die übrigen Motorwerkſtätten mit weniger als 10 Arbeitern eine Angabe der Lage der Werk⸗ 
ſtätte und der Art des Betriebs, 
2. für die Koufektionswerkſtätten mit weniger als 10 Arbeitern eine Angabe über die Lage der Werkſtätte. 


—— 
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b) Hüttenwerke, Zimmerplätze, andere Bauhöfe, Werften und Werkſtätten der 
Tabakindustrie, auch wenn in ihnen in der Regel weniger als 10 Arbeiter 
beſchäftigt werden, 

c) Bergwerke, Salinen, Aufbereitungsanſtalten und unterirdiſch betriebene 
Brüche oder Gruben, auch wenn in ihnen in der Regel weniger als 
10 Arbeiter beſchäftigt werden, 

2. nach Maßgabe der Verordnung vom 9. Juli 1900 und der Bekanntmachung 
vom 13. Juli 1900 (RGBl. S. 565 ff.) Werkſtätten mit weniger als zehn Ar⸗ 
beitern, in denen durch elementare Kraft bewegte Triebwerke nicht bloß vor⸗ 
übergehend zur Verwendung kommen (vergl. Ziffer 275), und in denen der 
Arbeitgeber nicht ausſchließlich zu ſeiner Familie gehörige Perſonen beſchäftigt 2 
(8 154 Abſ. 3), 

3. nach Maßgabe der Verordnungen vom 31. Mai 1897 (RGBl. ©. 459) und vom 
17. Februar 1904 (RGBl. S. 62) Werkſtätten mit weniger als 10 Arbeitern, 
a) in denen die Anfertigung oder Bearbeitung von Männer- und Knabenkleidern 

(Röcken, Hoſen, Weſten, Mänteln und dergleichen) im großen erfolgt, 

b) in denen Frauen- und Kinderkleidung (Mäntel, Kleider, Umhänge und der⸗ 
gleichen) im großen oder auf Beſtellung nach Maß für den perſönlichen Bedarf 
der Beſteller angefertigt oder bearbeitet wird, 

e) in denen Frauen⸗ und Kinderhüte beſetzt (garniert) werden, 

d) in denen die Anfertigung oder Bearbeitung von weißer und bunter Wäſche 
im großen erfolgt. 

224. Die Anzeige iſt ſchriftlich zu erſtatten und muß erſehen laſſen, ob in dem Be⸗ 
triebe Kinder unter 14 Jahren, junge Leute zwiſchen 14 und 16 Jahren und Arbeiterinnen 
über 16 Jahre, oder welche dieſer drei Arbeiterklaſſen beſchäftigt werden ſollen. Jede 
eingehende Anzeige iſt von der Ortspolizeibehörde alsbald dem Gewerbeinſpektor zu über- 
ſenden. Dieſer hat zu prüfen, ob ſie alle vorgeſchriebenen Angaben enthält, und wenn 
dies nicht der Fall iſt, ihre Vervollſtändigung zu veranlaſſen. Die Anzeigen ſind der 
Ortspolizeibehörde zurückzuſenden und von dieſer nach Berichtigung des Kataſterblatts der 
gewerblichen Anlagen (Ziffer 257), auf die ſie ſich beziehen, zu den Akten zu nehmen. 

225. Jeder Arbeitgeber, welcher die vorgeſchriebene Anzeige gemacht hat, iſt von dem 
Gewerbeinſpektor möglichſt bald ſchriftlich darauf hinzuweiſen, daß er in den Räumen, in 
denen Arbeiterinnen oder jugendliche Arbeiter beſchäftigt werden, den im § 138 Abſ. 2 
erwähnten Auszug aus den Beſtimmungen der Gewerbeordnung (Muſter N') und in 
den Räumen, in denen jugendliche Arbeiter beſchäftigt werden, außerdem auch das im 
§ 138 Abſ. 2 erwähnte Verzeichnis (Muſter 0) auszuhängen hat. 

Für die Motorwerkitätten der Gruppe V. A II treten, ſoweit fie nicht gemäß den Be⸗ 
ſtimmungen in Ziffer V. A II 2b der Anlage I als kleinere Handwerksbetriebe hinſichtlich 
der Beſchäftigung männlicher jugendlicher Arbeiter von der Verpflichtung zum Aushang 
überhaupt befreit ſind, unter Fortfall des Verzeichniſſes (Muſter O) an Stelle des in Abſ. 1 
bezeichneten Auszugs (Muſter N) die Auszüge nach den Muſtern R, 8. — Für die Motor⸗ 
werkſtätten der Gruppe V. B treten, ſoweit ſie nicht gemäß den Beſtimmungen in 
Ziffer V. B II 2 der Anlage J als kleinere Handwerksbetriebe hinſichtlich der Beſchäftigung 
männlicher jugendlicher Arbeiter von der Verpflichtung zum Aushang überhaupt befreit ſind, 
unter Fortfall des Verzeichniſſes (Muſter O0) an Stelle des in Abſ. 1 bezeichneten 
Auszugs (Muſter N) die Auszüge nach den Muſtern T, U. 

Für die in Ziffer 223 Abſ. 2 unter 3a bis d aufgeführten Konfektionswerkſtätten 
gelten die Vorſchriften des Abſ. 1 mit der Maßgabe, daß an Stelle des Muſters N die 
Muſter V und W treten. 


226. Für einzelne Betriebe können Ausnahmen von den Beſtimmungen des § 135 Ausnahmen 
Abſ. 2, 3, der 88 136, 137 Abſ. 1 bis 4 zugelaſſen werden und zwar: I einzelne 
k 1 : 80 E g 2 etriebe. 
a) wegen außergewöhnlicher Häufung der Arbeit: eine Verlängerung der (681382, 139.) 
Arbeitszeit von Arbeiterinnen über 16 Jahre an den Wochentagen außer Sonn⸗ 


„) Muſter N iſt in neuer Faſſung hinten abgedruckt; es tritt an die Stelle der früheren Muſter N, P u. Q. 


a) Ausnah⸗ 
men wegen 
außerge⸗ 
wöhnlicher 
Häufung 


der 


Arbeit. 
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abend bis 9 Uhr abends und bis zu 12 Stunden unter der Vorausſetzung, daß 
die zu gewährende ununterbrochene Ruhezeit nicht weniger als zehn Stunden be⸗ 
trägt (§S 138 a Abſ. 1 bis 4), 
bei den im § 105e Abi. 1 Ziffer 3, 4 bezeichneten Arbeiten: eine Be⸗ 
ſchäftigung der Arbeiterinnen über 16 Jahre, die kein Hausweſen zu beſorgen 
haben und eine Fortbildungsſchule nicht beſuchen, an Sonnabenden und Vor⸗ 
abenden von Feſttagen von 5 Uhr nachmittags bis 8 Uhr abends unter der 
Vorausſetzung, daß dieſe Arbeiterinnen am folgenden Sonn- oder Feſttage 
arbeitsfrei bleiben (§ 138 a Abſ. 5), 
c) wegen Unterbrechung des regelmäßigen Betriebs durch Natur— 
ereigniſſe oder Unglücksfälle: eine Verlängerung der Arbeitszeit, Geſtattung 
der Nachtarbeit, Beſchränkung der Pauſen und der ununterbrochenen Ruhezeit für 
die jugendlichen und weiblichen Arbeiter ($ 139 Abſ. 1), 
wegen der Natur des Betriebes oder aus Rückſichten auf die Arbeiter: 
Geſtattung der Arbeit zur Nachtzeit und an Vorabenden von Sonn- und Feſt⸗ 
tagen ſowie Abkürzung und Wegfall der Pauſen jür jugendliche und weibliche 
Arbeiter, aber ohne Überſchreitung der geſetzlichen Arbeitsdauer, ohne Ein⸗ 
ſchränkung der ununterbrochenen Ruhezeit und unter Gewährung von Pauſen 
von zuſammen mindeſtens einſtündiger Dauer für jugendliche Arbeiter, wenn 
ihre Beſchäftigung länger als 6 Stunden dauert ($ 139 Abſ. 2). 
85 N Beſtimmungen gelten auch für die in Ziffer 223 Abſ. 2 unter 1 aufgeführten 
getriebe. 

Wegen der Motorwerkſtätten mit weniger als 10 Arbeitern (Gruppe V. A II und 
Gruppe V. BU der Anlage I) vergl. Ziffer 248 bis 251, wegen der Werkſtätten der Kleider⸗ 
und Wäſchekonfektion mit weniger als 10 Arbeitern vergl. Ziffer 252. 


227. Zuſtändig für die Zulaſſung der Überarbeit von Arbeiterinnen über 
16 Jahre wegen außergewöhnlicher Häufung der Arbeit iſt der Gewerbeinſpektor 
nur auf die Dauer von 2 Wochen, d. h. 10 aufeinanderfolgenden Arbeitstagen, da 
2 Wochen außer den etwaigen Feiertagen ſtets 2 Sonntage und 2 Sonnabende umfaſſen. 
Für die Zulaſſung auf längere Dauer iſt nur der Regierungspräſident (im PB. Berlin der 
Polizeipräſident von Berlin) zuſtändig, alſo auch dann, wenn vor Ablauf der 2 Wochen 
eine Fortdauer der längeren Veſchäftigung nachgeſucht wird. Innerhalb des Kalender⸗ 
jahres iſt der Gewerbeinſpektor nur von neuem zuſtändig, wenn nach Ablauf der von ihm 
oder dem Regierungspräſidenten (im LP. Berlin dem Polizeipräſidenten von Berlin) zu⸗ 
gelaſſenen längeren Beſchäftigung in dem Betrieb oder der Betriebsabteilung die geſetzliche 
Beſchäftigung wieder eingetreten, und, nachdem dies geſchehen iſt, ein neuer Antrag 
wegen Wiederkehr außergewöhnlicher Häufung der Arbeit geſtellt wird. 


228. Der ſchriftliche Antrag iſt an den Gewerbeinſpektor oder durch deſſen Vermittelung 
an den Regierungspräſidenten (im LPB. Berlin an den Polizeipräſidenten von Berlin) zu 
richten. Iſt der Regierungspräſident (im LPB. Berlin der Polizeipräſident von Berlin) 
zuſtändig, ſo hat der Gewerbeinſpektor ſofort mangelhafte Anträge zur Vervollſtändigung 
zurückzugeben, andernfalls die Richtigkeit der tatſächlichen Angaben feſtzuſtellen und den 


Antrag mit dem Ergebniſſe dieſer Feſtſtellung und ſeiner gutachtlichen Außerung weiter⸗ 
zubefördern. 


229. Für höchſtens 40 Arbeitstage im Kalenderjahre kann die Überarbeit genehmigt 
werden, ohne daß ein Ausgleich in der übrigen Zeit des Jahres einzutreten braucht. Soll 
aber die Überarbeit auch nur für einen Tag über die 40 Arbeitstage hinaus von dem 
Regierungspräſidenten (im LPB. Berlin von dem Polizeipräſidenten von Berlin) genehmigt 
werden, ſo muß auch für die bereits geſtatteten 40 Tage ein Ausgleich eintreten. Für 
mehr als 50 Tage darf die Genehmigung zur Überarbeit nicht erteilt werden. 


230. Unternehmer, die für mehr als 40 Arbeitstage im Kalenderjahre die Genehmi⸗ 
gung zur Überarbeit nachſuchen, haben einen Betriebsplan für das ganze Kalenderjahr 
einzureichen, der für den Betrieb oder die Betriebsabteilung die Arbeitszeit der Arbeiterinnen 
über 16 Jahre an allen Betriebstagen erſehen läßt. 


b 
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Som und Feſttage ſowie diejenigen Tage, für welche auf Grund des § 139 Abſ. 1 
eine längere als die regelmäßige geſetzliche Arbeitszeit geſtattet worden iſt, ſind bei der 
nach $ 138 4a Abſ. 2 vorzunehmenden Berechnung des Durchſchnitts der Betriebstage außer 
Auſatz zu laſſen. Maßgebend iſt auch für die ſogen. Kampagne⸗Induſtrien, die nur 
während eines Teiles des Jahres im Betriebe ſind, der Durchſchnitt der Betriebstage, d. h. 
der Tage, au denen ein regelmäßiger Betrieb ſtattfindet. 

Der Regierungspräſident (un LPB. Berlin der Polizeipräſideut von Berlin) darf die 
Genehmigung zur Überarbeit für mehr als 40 Arbeitstage im Kalenderjahre nur unter 
der Bedingung erteilen, daß in dem Betrieb oder in der Betriebsabteilung für die Be⸗ 
triebstage des Kalenderjahrs, die nicht auf Vorabende von Sonn- und Feſttagen fallen, 
die durchſchnittliche Arbeitszeit zehn Stunden nicht überſteigt. 


231. Der ſchriftliche Beſcheid iſt von dem Gewerbeinſpektor innerhalb 3 Tagen nach 
Eingang eines den geſetzlichen Anforderungen entſprechenden Antrags, von dem Regierungs⸗ 
präfidenten (im LPB. Berlin dem Poltzeipräſidenten von Berlin) mit möglichſter Be⸗ 
ſchleunigung zu erteilen. Abſchrift der Genehmigung iſt der Ortspolizeibehörde und, wenn 
der Regierungspräſident zuſtändig iſt, von dieſem auch dem Gewerbeinſpektor zu überſenden. 

In dem Beſcheide iſt deutlich zum Ausdruck zu bringen, daß den Arbeiterinnen eine 
ununterbrochene Ruhezeit von 10 Stunden gewährt werden muß. 

Bei der Genehmigung iſt, abgeſehen von beſonderen im einzelnen Falle zu ſtellenden 
Bedingungen, ſowohl von dem Gewerbeinſpektor als auch von dem Regierungspräſidenten 
(im LPB. Berlin von dem Polizeipräſidenten von Berlin) ſtets ausdrücklich der Widerruf 
für den Fall vorzubehalten, daß die Grenzen und Bedingungen der Überarbeit nicht inne⸗ 
gehalten werden, oder daß Unzuträglichkeiten aus der Überarbeit entſtehen ſollten. Sit die 
Genehmigung auf Grund eines Betriebsplans erfolgt, ſo iſt außerdem zu fordern, daß 
der Betriebsplan mit dem Genehmigungsvermerk in den Räumen, in denen Arbeiterinnen 
über 16 Jahre beſchäftigt werden, ausgehängt werde. 

Wenn die Bedingungen der Genehmigung nicht innegehalten werden und die Nicht⸗ 
innehaltung durch den Unternehmer oder durch eine von ihm zur Leitung des Betriebes 
oder zur Beaufſichtigung geſtellte Perſon verſchuldet iſt, ſo iſt in der Regel die Genehmigung 
ſofort zu widerrufen und die Beſtrafung wegen Zuwiderhandlung gegen § 137 auf Grund 
des § 146 Abſ. 1 Ziffer 2 herbeizuführen. 


232 bis 234 fallen fort. 


235. Der Gewerbeinſpektor hat über die Fälle, in denen die Erlaubnis zur Über⸗ 
arbeit auf Grund des § 138 Abſ. 1 bis 4 erteilt wird, ein Verzeichnis zu führen, das 
nach dem Muſter X anzulegen und nach Kalenderjahren und Betrieben zu ordnen iſt. 


236. Die Beſtimmung im § 138 a Abſ. 5 hat vornehmlich den Zweck, die Arbeiterinnen p) Ausnah⸗ 
über 16 Jahre durch Bewilligung der Überarbeit an Vorabenden von Sonne und men beiden 
Feſttagen von der ſonſt notwendigen, nach § 105% Abſ. 1 Ziffer 3, 4 (vergl. Ziff. 150) 9 3 105 e 
geſetzlich zugelaffenen Sonntagsarbeit frei zu machen. Auf dieſen beſonderen Zweck der z 15 . 
den Gewerbeinſpektoren eingeräumten Ausnahmebefugnis werden dieſe bei der Entſcheidung neten Ar— 
über Ausnahmegeſuche ſtets zu achten haben. beiten. 

Die Genehmigung zu den Arbeiten des § 105% Abi. 1 Ziffer 3, 4 kann auch für eine 
größere Anzahl von genau bezeichneten Vorabenden von Sonn- und Feſttagen im voraus 
nachgeſucht und unter Vorbehalt des Widerrufs für den Fall begangener Übertretung oder 
hervortretender Unzuträglichkeiten erteilt werden. 

Der ſchriftliche Beſcheid des Gewerbeinſpektors hat die einzelnen Arbeiten und 
Arbeiterinnen zweifelsfrei zu bezeichnen, für welche die von der geſetzlichen Regel abweichende 
Beſchäftigung geſtattet wird, und klarzuſtellen, daß die am Sonnabend oder Vorabend eines 
Feſttags zur Überarbeit herangezogenen Arbeiterinnen an den darauffolgenden Sonn⸗ oder 
Feſttagen von der Arbeit frei bleiben müſſen. In dem Beſcheid iſt darauf hinzuweiſen, 
daß eine Abſchrift davon in den Vetriebsräumen, in denen die Arbeiterinnen beſchäftigt 
werden, an einer in die Augen fallenden Stelle auszuhängen iſt. Eine Abſchrift der Ge- 
nehimigung iſt alsbald der Ortspolizeibehörde zu überſenden. 


e) Ausnah⸗ 
men wegen 
Unter⸗ 
brechung 
des regel⸗ 
mäßigen 
Betriebs 
durch Na⸗ 
turereig⸗ 
niſſe oder 
Unglücks⸗ 
fälle. 
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237. Ausnahmen wegen Unterbrechung des regelmäßigen Betriebes durch 
Naturereigniſſe oder Unglücksfälle (§ 139 Abſ. 1, 3) ſind nur für einzelne Betriebe 
und nur auf beſonderen Antrag zuläſſig. Trifft eine ſolche Betriebsunterbrechung mit einer 
außergewöhnlichen Häufung der Arbeit zuſammen, ſo iſt auf Antrag § 139 in Anwendung 
zu bringen, der weitergehende Ausnahmen als $ 138a geſtattet. War bereits auf Grund 
des § 138 a die Überarbeit für erwachſene Arbeiterinnen über 40 Tage hinaus genehmigt, 
und fällt die Betriebsunterbrechung in die Zeit des Ausgleichs mit verminderter Arbeits⸗ 
zeit, ſo kann auf Grund des § 139 eine längere Arbeitszeit, als in dem bereits genehmigten 
Betriebsplane vorgeſehen war, geſtattet werden. 

Der Antrag iſt ſchriftlich an den Gewerbeinſpektor oder durch deſſen Vermittelung an 
den Regierungspräſidenten (inn LPB. Berlin an den Polizeipräſidenten von Berlin) zu 
richten. Er muß den Grund, aus dem die Erlaubnis beantragt wird, die Zahl der in 
Betracht kommenden Arbeiterinnen und jugendlichen Arbeiter und den Zeitraum angeben, 
für den die Ausnahme ſtattfinden fol. Iſt der Regierungspräſident (im LPB. Berlin der 
Polizeipräſident von Berlin) oder der Reichskanzler zuſtändig, ſo hat der Gewerbeinſpektor 
ſofort den Antrag, wenn er mangelhaft iſt, zur Vervollſtändigung zurückzugeben, andernfalls 
die Richtigkeit der tatſächlichen Angaben feſtzuſtellen und den Antrag mit dem Ergebniſſe 
dieſer Feſtſtellung und ſeiner gutachtlichen Außerung weiterzubefördern. 

238. Der Gewerbeinſpektor hat von ſeiner Befugnis, Ausnahmen auf die Dauer von 
höchſtens 14 Tagen zu geſtatten, nur in dringenden Fällen Gebrauch zu machen. Solche 
Fälle ſind in der Regel nur dann anzunehmen, wenn es ſich darum handelt, mit Hilfe der 
außerordentlichen Verwendung von Arbeiterinnen und jugendlichen Arbeitern eine durch 
Naturereigniſſe oder Unglücksfälle herbeigeführte weſentliche Unterbrechung des regelmäßigen 
Betriebs ſchleunigſt wieder zu beſeitigen oder einen zur Verhütung von Unglücksfällen 
erforderlichen außerordentlichen Betrieb zu ermöglichen. Werden in Fällen dieſer Art Aus⸗ 
nahmen für länger als 14 Tage beantragt, ſo hat der Gewerbeinſpektor zwar ſchleunigſt 
an den Regierungspräſidenten (im LPB. Berlin an den Polizeipräſidenten von Berlin) zu 
berichten, kann aber die ihm erforderlich erſcheinenden Ausnahmen vorläufig bis zur Dauer 
von 14 Tagen geſtatten. 


239. Werden die Ausnahmen nur beantragt, um den durch die Unterbrechung ver⸗ 
urſachten Verluſt an Betriebszeit wieder einzubringen, ſo hat der Gewerbeinſpektor ſtets 
die Entſcheidung des Regierungspräſidenten (im LPB. Berlin des Polizeipräſidenten von 
Berlin) einzuholen. Er hat zu dem Ende die Tatſachen, auf die ſich der Antrag ſtützt, 
insbeſondere auch den Verluſt an Betriebszeit, der dem Unternehmer durch die Unter- 
brechung erwachſen iſt, feſtzuſtellen und die darüber aufgenommenen Verhandlungen mit 
ſeinem gutachtlichen Berichte dem Regierungspräſidenten (im LPB. Berlin dem Polizei⸗ 
präſidenten von Berlin) vorzulegen, der, ſoweit die Ausnahmen für nicht länger als vier 
Wochen beantragt werden, über den Antrag entſcheidet. 1 

240. Soweit es ſich nicht um Ausnahmen in beſonders dringenden Notfällen oder für 
wenige Tage handelt, ſind bei Geſtattung der Ausnahmen folgende Grenzen innezuhalten: 

a) Innerhalb 24 Stunden darf die Arbeitszeit der Kinder 8 Stunden, die der 
jungen Leute 11 Stunden und die der erwachſenen Arbeiterinnen 12 Stunden 
ausſchließlich der Pauſen nicht überſteigen. 

b) Zwiſchen zwei Arbeitsſchichten muß eine Ruhezeit liegen, die für Kinder mindeſtens 
12 Stunden, für Arbeiterinnen und jugendliche Arbeiter mindeſtens 10 Stunden 
beträgt. 

c) Die Tagſchichten und Nachtſchichten müſſen wöchentlich wechſeln. Jede Schicht 
muß durch eine oder mehrere Pauſen in der Geſamtdauer von mindeſtens einer 
Stunde unterbrochen ſein. 

d) An Sonn- und Feſttagen darf die Beſchäftigung nicht in die Zeit von 6 Uhr 
morgens bis 6 Uhr abends fallen. 


Die Verfügungen, wodurch Anträge auf Geſtattung von Ausnahmen genehmigt werden, 
ſind ſchriftlich zu erlaſſen und müſſen die geſtatteten Ausnahmen und deren Dauer genau 
angeben. Eine Abſchrift der Genehmigung iſt alsbald der Ortspolizeibehörde und, wenn 
die Genehmigung von dem Gewerbeinſpektor erteilt wird, dem Regierungspräſidenten (im 


OLPB. Berlin dem Polizeipräſidenten von Berlin), wenn fie von dieſem erteilt wird, dem 
Gewerbeinſpektor zu überſenden. 

241. Anträge, die auf Geſtattung von Ausnahmen für einen 4 Wochen überſchreitenden 
Zeitraum gerichtet ſind, hat der Regierungspräſident (im LPB. Berlin der Polizeipräſident 
von Berlin) nach vollſtändiger Erörterung mit gutachtlichem Berichte möglichſt zeitig dem 
Miniſter für Handel und Gewerbe vorzulegen. Wenn er die Anträge für begründet erachtet, 
kann er die erforderlichen Ausnahmen bis zur Dauer von 4 Wochen vorläufig ſelbſt ge⸗ 
ſtatten. Ob dies geſchehen, iſt in dem Bericht anzugeben. 

Die Verhandlungen über die auf Grund des § 139 Abſ. 1 eingebrachten Anträge ſind 
in allen Inſtanzen aufs äußerſte zu beſchleunigen. 


242. Die im Geſetze vorgeſehene anderweite Regelung wegen der Natur des Be⸗ ) Aus nah⸗ 
triebes oder aus Rückſicht auf die Arbeiter gemäß § 139 Abſ. 2 kann nur für Aa DEE 


einzelne Anlagen und nur auf Antrag geſtattet werden. Die Geſtattung ſolcher Ausnahmen 
für gewiſſe Fabrikationszweige des ganzen Reiches oder beſtimmter Bezirte tft nach § 1392 
Abſ. 1 Ziffer 3 dem Bundesrate vorbehalten. 

243. Anträge auf Zulaſſung von Abweichungen ſind unter Angabe der Abänderungen, 
die gewünſcht werden, der Gründe, die den Antrag veranlaſſen, der Zahl der Kinder, 
jungen Leute und Arbeiterinnen über 16 Jahre, für welche die Abänderungen beantragt 
werden, und unter Beifügung einer gutachtlichen Außerung des ſtändigen Arbeiterausſchuſſes 
oder, wo ein ſolcher nicht beſteht, der Arbeiter des Betriebes an den Gewerbeinſpektor 
zu richten. Dieſer hat die Anträge dem Regierungspräſidenten (im LPB. Berlin dem 
Polizeipräſidenten von Berlin) vorzulegen und ſich dabei über die in der Begründung an⸗ 
geführten Tatſachen und über die Ratſamkeit der beantragten Abweichungen zu äußern. 

244. Wenn es ſich um Abweichungen von den Beſtimmungen über die Pauſen 
handelt, iſt die anderweite Regelung, ſofern ſie zuläſſig erſcheint, von dem Regierungs⸗ 
präſidenten (im LPB. Berlin von dem Polizeipräſidenten von Berlin) mittels ſchriftlicher 
Verfügung „bis auf weiteres“ zu geſtatten. Die Verfügung muß enthalten: 

a) die genaue Bezeichnung der Anlage oder derjenigen ihrer Teile, für welche die 
Abänderungen geſtattet werden, 

b) die geſtattete Regelung der Beſchäftigung, 

e) die etwaigen beſonderen Bedingungen, von denen die Geſtattung der anderweiten 
Regelung abhängig gemacht wird, 

d) die Vorſchrift, daß Beginn und Ende der Arbeitszeit, wie ſie durch die Ver⸗ 
fügung geregelt ſind, ſoweit es ſich um jugendliche Arbeiter handelt, in dem 
auszuhängenden Verzeichniſſe (Muſter 0), ſoweit es ſich um Arbeiterinnen über 
16 Jahre handelt, auf dem in den Arbeitsräumen aushängenden Auszuge 
(Muſter N) angegeben werden müſſen (vergl. Ziffer 225), 

e) die Bemerkung, daß die Verfügung zurückgenommen werden würde, falls die 
en nicht innegehalten werden, oder Unzuträglichkeiten daraus entſtehen 
ollten. 

Eine Abſchrift der Verfügung iſt alsbald dem Gewerbeinſpektor und der Ortspolizei⸗ 
behörde zu überſenden. 

245 und 246 fallen fort. 

247. Wenn ſich die beantragten Abweichungen nicht auf die Arbeitspauſen beſchränken, 
ſo hat der Regierungspräſident (im LPB. Berlin der Polizeipräſident von Berlin) die An⸗ 
träge vollſtändig zu erörtern und demnächſt mit dem Gutachten des Gewerbeinſpektors und 
ſeiner eigenen gutachtlichen Außerung dem Miniſter für Handel und Gewerbe zur weiteren 
Veranlaſſung vorzulegen. 

248. In den Motorwerkſtätten (Ziffer 223 Abſ. 2 Ziffer 2) der Gruppe TA IT der 
Anlage I (Motorwerkſtätten mit weniger als zehn Arbeitern, wenn fie nicht vorwiegend 
unregelmäßige Waſſerkraft benutzen oder wenn ſie zu den Schleifer⸗ und Poliererwerkſtätten 
der Glas-, Stein- und Metallverarbeitung gehören) dürfen unter den in Ziffer VAllle 
der Anlage I bezeichneten Bedingungen kraft Geſetzes Arbeiterinnen über 16 Jahre an 
40 Tagen im Jahre bis zu 13 Stunden täglich und bis 10 Uhr abends und in den Motor- 


Natur 
des Betrie- 
besoderaus 

Rückſicht 
auf die Ar⸗ 
beiter. 


Ausnahmen 
für Motor⸗ 
werkſtätten 
mit weniger 
als 10 Ar⸗ 
beitern. 
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werkſtätten der Gruppe VBII (Werkſtätten mit Waſſerbetrieb mit weniger als zehn Ar- 
beitern, mit Ausnahme der Schleifer⸗ und Poliererwerkſtätten der Glas-, Stein- und Metall 
verarbeitung) unter den in Ziffer VBII I der Anlage 1 bezeichneten Bedingungen kraft 
Geſetzes Arbeiterinnen über 16 Jahre an 40 Tagen im Jahre bis 10 Uhr abends beſchäftigt 
werden. 

249. Die im § 138 a Abſ. 1 bis 4 vorgeſehenen Ausnahmen wegen außergewöhnlicher 
Häufung der Arbeit finden auf die in Ziffer 248 bezeichneten kleineren Motorbetriebe keine 
Anwendung. Dagegen können in ihnen ohne Beſchränkung auf geſetzlich beſtimmte Gründe 
nach Maßgabe der Ziffern VA II 4k und VB II 1 Abſ. 1 der Anlage I Ausnahmen von 
den Beſtimmungen über die Beſchäftigung von Arbeiterinnen über 16 Jahre für mehr als 
40 Tage durch den Gewerbeinſpektor zugelaſſen werden. Auf den Antrag, der ſchriftlich 
zu ſtellen iſt und den Grund, aus dem die Erlaubnis beantragt wird, die Zahl der in 
Betracht kommenden Arbeiterinnen, das Maß der längeren Beſchäftigung und den Zeitraum 
angeben muß, für den ſie ſtattfinden ſoll, finden die Vorſchriften in Ziffer 231 ſumentſprechend 
Anwendung. Der Gewerbeinſpektor hat die Fälle, in denen die Erlaubnis erteilt worden iſt, 
in das Verzeichnis einzutragen, das er nach dem Muſter X führt. 

250. Die in 8 138 a Abſ. 5 vorgeſehene Ausnahme (Beſchäftigung von Arbeiterinnen 
über 16 Jahre, die kein Hausweſen zu beſorgen haben und eine Fortbildungsſchule nicht 
beſuchen, bei den in § 105% Abſ. 1 Ziffer 3, 4 bezeichneten Arbeiten an den Vorabenden 
der Sonn⸗ und Feſttage) findet auf die Motorwerkſtätten der Gruppe VAIL der Anlage I 
nach Maßgabe der Ziffer VA II II Abſ. 4 der Anlage I Anwendung. Dabei ſind die 
Beſtimmungen in Ziffer 236 zu beachten; Abſ. 3 Satz 2 findet keine Anwendung. 

251. Die im § 139 vorgeſehenen Ausnahmen (wegen Unterbrechung des regelmäßigen 
Betriebs durch Naturereigniſſe oder Unglücksfälle, wegen der Natur des Betriebs oder 
aus Rückſicht auf die Arbeiter) finden auf die Motorwerkſtätten der Gruppen Y II und 
VBIT der Anlage I nach Maßgabe der Ziffern WA 11g und VB II 1 Abſ. 2 der Anlage I 
Dann Dabei ſind die Beſtimmungen in Ziffer 237 bis 247 ſinnentſprechend zu 
beachten. 

Ausnahmen 252. In den Werkſtätten der Kleider und Wäſchekonfektion, in denen in der Regel 
ler Sea enen weniger als 10 Arbeiter beſchäftigt werden (Biljer 223 Abf. 2 Ziffer 3), dürfen unter den 
und Wäſche⸗ in § 6 der Verordnungen vom 31. Mai 1897 und 17. Februar 1904 bezeichneten Be⸗ 
lonſektion mit dingungen Arbeiterinnen über 16 Jahre an 60 Tagen im Jahre bis zu 13 Stunden täglich 
weniger als und bis 10 Uhr abends beſchäftigt werden. 

Mubeitern. Die im § 1382 vorgeſehenen Ausnahmen (Ziffer 227 bis 236) finden auf dieſe Wert⸗ 

ſtätten der Kleider⸗ und Wäſchekonfektion keine Anwendung. 5 

Die im § 139 vorgeſehenen Ausnahmen gelten auch für dieſe Werkſtätten der Kleider 
und Wäſchekonfektion mit der Maßgabe, daß die in § 139 der höheren Verwaltungsbehörde 
übertragenen Befugniſſe von dem Gewerbeinſpektor, und daß die dort dem Reichskanzler 
vorbehaltenen Befugniſſe von dem Regierungspräſidenten (im SPD. Berlin von dem Polizei. 
präſidenten von Berlin) ausgeübt werden. Bei ihrer Anwendung ſind die Ziffern 237 bis 247 
ſinnentſprechend zu beachten. 


L. Auſfſicht über die Ausführung der Beſtimmungen über die Sonntagsruhe, die Arbeitsbücher 
und die Beſchäftigung der Arbeiterinnen und der jngendlichen Arbeiter. 
($ 139 b.) 


253. Die Aufſicht über die Ausführung der Beſtimmungen über die Sonntagsruhe 
wird von den Ortspolizeibehörden und daneben für die Gewerbebetriebe mit Ausnahme 
des Handelsgewerbes von den Gewerbeaufſichtsbeamten, an Stelle dieſer Behörden aber 
für die der Aufſicht der Bergbehörden unterſtellten Betriebe von den Bergrevierbeamten 
wahrgenommen. 

Die Aufſicht über die Ausführung der Beſtimmungen über die Arbeitsbücher und 
die Beſchäftigung der Arbeiterinnen und jugendlichen Arbeiter (88 107 bis 
114, 135 bis 139 a) liegt den Ortspolizeibehörden und den Gewerbeaufſichtsbeamten ob. 

Die Aufſichtstätigkeit der Gewerbeaufſichtsbeamten iſt durch die Dienſtanweiſung vom 
23. März 1392 (MBl. d.i. V. S. 190) geregelt. 
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254. Die Ortspolizeibehörden (Bergrevierbeamten) haben die Durchführung der die 
Sonntagsruhe betreffenden Beſtimmungen durch beſondere, bei den Gewerbeunternehmern 
ihres Verwaltungsbezirks von Zeit zu Zeit vorzunehmende Reviſionen und bei jeder ſonſt 
ſich darbietenden Gelegenheit ſorgfältig zu überwachen. 

Bei den Reviſionen ſind folgende Punkte feſtzuſtellen: 

a) Iſt das nach § 105 Abſ. 2 und Ziffer 13 der Bekanntmachung des Reichs 
kanzlers vom 3. April 1901 (RGBL. S. 117) vorgeſchriebene Verzeichnis vor⸗ 
handen und ordnungsmäßig geführt? 

b) Sind in Betrieben, die von den durch den Bundesrat auf Grund des § 105 4 
zugelaſſenen Ausnahmen Gebrauch machen, die vorgeſchriebenen Aushänge der 
Ausnahmevorſchriften vorhanden? 

e) Für den Fall, daß zur Zeit der Reviſion eine Beſchäftigung nach der Ausnahme⸗ 
vorſchrift in § 105f ſtattfindet, find die vorgeſchriebenen Aushänge vorhanden? 

d) Stimmt die Beſchäftigung der Arbeiter mit den erlaſſenen Ausnahmevorſchriften 
überein, werden insbeſondere die Arbeiter nicht länger als zuläſſig beſchäftigt; 
und werden die in den Genehmigungsbedingungen vorgeſchriebenen Ruhezeiten 
gewährt? i 

255. Die vorbezeichneten Punkte ſind in denjenigen gewerblichen Anlagen, für welche 
durch die Beſtimmungen in Ziffer 256 regelmäßige halbjährliche Reviſionen vorgeſchrieben 
find, auch bei Gelegenheit dieſer Reviſionen tunlichſt klarzuſtellen. ; 

Nach jeder Reviſion ift auf dem unter Ziffer 254 Abſ. 2a bezeichneten Verzeichniſſe 
ſowie a den unter Ziffer 254 Abſ. 2b, e bezeichneten Aushängen ein Reviſionsvermerk 
zu machen. 

In Fällen, in denen es der Ortspolizeibehörde zweifelhaft iſt, ob die Beſchäftigung 
von Arbeitern mit den geſetzlichen oder Ausnahmevorſchriften in Einklang ſteht, hat ſie vor 
Erſtattung der Strafanzeige das Gutachten des zuſtändigen Gewerbeinſpektors einzuholen. 
Dieſem bleibt es überlaſſen, zunächſt die Entſcheidung des Regierungspräſidenten (im LPB. 
Berlin des Polizeipräſidenten von Berlin) herbeizuführen. In gleicher Weiſe hat der Berg 
revierbeamte nötigenfalls die Entſcheidung des Oberbergamts nachzuſuchen. 

256. Die Befolgung der Beſtimmungen über die Arbeitsbücher iſt von den Orts⸗ 
polizeibehörden bei jeder ſich darbietenden Gelegenheit und durch beſondere bei den 
Wee von Zeit zu Zeit vorzunehmende Reviſionen ſorgfältig zu über- 
wachen. 

In jeder gewerblichen Anlage, die den Veſtimmungen der 88 135 bis 139 b unter⸗ 
liegt und in der Arbeiterinnen oder jugendliche Arbeiter beſchäftigt werden, iſt 
halbjährlich min deſtens eine ordentliche Reviſion von der Ortspolizeibehörde vorzu⸗ 
nehmen. Außerordentliche Reviſionen ſind nach Bedürfnis und insbeſondere dann vorzu⸗ 
nehmen, wenn der Verdacht einer geſetzwidrigen Beſchäftigung von Arbeiterinnen und 
jugendlichen Arbeitern vorliegt. Bei jeder ordentlichen Reviſion hat der revidierende Beamte 
folgende Punkte feſtzuſtellen: 

a) Wie viel Arbeiter ſind in der revidierten Anlage zur Zeit beſchäftigt, 
und zwar 

männliche über 16 Jahre, 
weibliche von 16 bis 21 Jahren, 

E über 21 Jahre, 
männliche von 14 bis 16 Jahren, 
weibliche 14 - 16 - 
männliche unter 14 Jahren, 
weibliche 14 =» 2 

p) Welche minderjährigen Arbeiter find mit keinen vorſchriftsmäßig ausgefüllten 
Arbeitsbüchern verſehen? k 

c) Iſt in den Arbeitsräumen, in denen Arbeiterinnen beſchäftigt werden, der 
Auszug aus den geſetzlichen Beſtimmungen ausgehängt? 

d) Stimmen die regelmäßige tägliche Arbeitszeit, die Arbeitszeit an den Vor⸗ 
abenden der Sonn- und Feſttage, die Mittagspauſe und die ununterbrochene 
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Ruhezeit der Arbeiterinnen mit den geſetzlichen Vorſchriften ($ 137 Abſ. 1 bis 4, 
und mit der Anzeige, die der Ortspolizeibehörde erſtattet iſt, überein? 

e) Wird den Arbeiterinnen, die ein Hausweſen zu beſorgen haben, auf ihren An⸗ 
trag eine 1½ ſtündige Mittagspauſe gewährt? 

) Iſt der Vorſchrift des § 137 Abſ. 6 entſprochen, daß Arbeiterinnen vor und 
nach der Niederkunft im ganzen während acht Wochen nicht beſchäftigt werden 
dürfen, und iſt bei ihrem Wiedereintritt in die Beſchäftigung der Ausweis bei⸗ 
gebracht, daß ſeit ihrer Niederkunft wenigſtens ſechs Wochen verfloſſen ſind? 

g) Sind in den Arbeitsräumen, in denen jugendliche Arbeiter beſchäftigt werden, 
der Auszug aus den geſetzlichen Beſtimmungen und das Verzeichnis der jugend⸗ 
lichen Arbeiter ausgehängt? 

h) Stimmen die Angaben dieſes Verzeichniſſes über Arbeitszeit und Pauſen mit 
der Anzeige überein, die der Ortspolizeibehörde gemacht iſt? 

i) Stimmen die in dem Verzeichnis eingetragenen jugendlichen Arbeiter mit dem 
Befund und mit den vom Arbeitgeber verwahrten Arbeitsbüchern überein? 

k) Stimmen Arbeitszeit, Pauſen und die ununterbrochene Ruhezeit der jugend⸗ 
lichen Arbeiter mit den geſetzlichen Vorſchriften und den auf den Verzeichniſſen 
eingetragenen Angaben überein? 

In Anlagen, für die Ausnahmen nach Maßgabe der §8 138 a, 139, 139 Abſ. 1 
Ziffer 2 bis 5, des § 154 Abſ. 3, 4 nachgelaſſen oder Beſchränkungen nach Maßgabe der 
§§ 120e, 139 Abſ. 1 Ziffer 1 vorgeſchrieben find, iſt bei der Reviſion feſtzuſtellen, ob die 
Beſchäftigung der Arbeiterinnen und jugendlichen Arbeiter in Übereinſtimmung mit den er⸗ 
laſſenen beſonderen Beſtimmungen ſtattfindet. 

Anlagen, die auch in der Zeit zwiſchen 8 Uhr abends und 6 Uhr morgens oder 
an Sonn- und Feſttagen betrieben werden, find von Zeit zu Zeit bei Nacht oder 
Sonntags zu revidieren. Anlagen, die Arbeiterinnen beſchäftigen, ſind insbeſondere auch 
an den Vorabenden der Sonn- und Feſttage nach 5 Uhr nachmittags und an den übrigen 
Wochentagen nach Schluß der angezeigten Arbeitszeit zu revidieren. 

257. Nach jeder Reviſion iſt ihr Datum von der Ortspolizeibehörde in das Kataſter⸗ 
blatt einzutragen, das fie für jede gewerbliche Anlage nach dem Muſter Y zu führen hat. 
Werden jugendliche Arbeiter beſchäftigt, ſo iſt außerdem auf den in den Arbeitsräumen 
aushängenden Verzeichniſſen die Reviſion zu vermerken. Nach Vornahme jeder ordentlichen 
Reviſion iſt ferner die dabei feſtgeſtellte Anzahl der Kinder, der jungen Leute, der Arbeite⸗ 
rinnen zwiſchen 16 und 21 Jahren, der Arbeiterinnen über 21 Jahre und der männlichen 
Arbeiter über 16 Jahre in das Kataſterblatt einzutragen. 

Strafen, die gegen Beſitzer von gewerblichen Anlagen oder gegen ihre Betriebs- 
leiter und Aufſichtsbeamten wegen Zuwiderhandlungen gegen die Beſtimmungen über die 
Beſchäftigung von Arbeiterinnen und jugendlichen Arbeitern rechtskräftig verhängt werden, 
ſind in die Kataſterblätter ebenfalls einzutragen. 

258. Zum 1. November jedes Jahres ſind die Kataſterblätter von den Ortspolizei⸗ 
behörden den Gewerbeinſpektoren zu überſenden, damit dieſe danach ihre Kataſterblätter 
und Kataſter berichtigen können. Bis zum 1. Februar haben die Gewerbeinſpektoren die 
Kataſterblätter den Ortspolizeibehörden zurückzuſenden. 


Zu Titel IX, X, Schlußbeſtimmungen. 
Ziffer 274 fällt fort. 


Berlin, den 25. November 1909. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Aydom. 


Zu Ziffer 225 Abſ. 1. Muſter N. 


Veſtimmungen der Gewerbeordnung 


für 


1. die gewerblichen Betriebe, in denen in der Regel mindeſtens 10 Arbeiter 
beſchäftigt werden, mit Ausnahme der in § 154 Abſ. 1 Nr. 1 bis 3 bezeichneten, 


der Gaft- und Schankwirtſchaften und des Verkehrsgewerbes (§ 13470; 


2. Ziegeleien und über Tage betriebene Brüche und Gruben, wenn darin 
in der Regel mindeſtens 5 Arbeiter beſchäftigt werden (8 154 Abſ. 2); 


3. Hüttenwerke, Zimmerplätze, andere Bauhöſe, Werften und Werkſtätten 
der Tabakinduſtrie, auch wenn in ihnen in der Regel weniger als 
10 Arbeiter beſchäftigt werden (8 154 Abi. 2); 


4. Bergwerke, Salinen, Aufbereitungsanſtalten und unterirdiſch betriebene 
Brüche oder Gruben, ſoweit ſie der Aufſicht der Bergbehörden nicht 
unterliegen, auch wenn in ihnen in der Regel weniger als 10 Arbeiter 
beſchäftigt werden (8 154 a). 


8 107, Minderjährige Perſonen dürfen, ſoweit reichsgeſetzlich nicht ein anderes zugelaſſen 
iſt, als Arbeiter nur beſchäftigt werden, wenn fie mit einem Arbeitsbuche verſehen find. Bei der 
Annahme ſolcher Arbeiter hal der Arbeitgeber das Arbeitsbuch einzufordern. Er iſt verpflichtet, das⸗ 
ſelbe zu verwahren, auf amlliches Verlangen vorzulegen und nach rechtmäßiger Löſung des Arbeits⸗ 
verhältniſſes wieder auszuhändigen. Die Aushändigung erfolgt an den geſetzlichen Vertreter, ſofern 
dieſer es verlangt, oder der Arbeiter das ſechzehnte Lebensjahr noch nicht vollendet hat, anderenfalls 
an den Arbeiter ſelbſt. Mit Genehmigung der Gemeindebehörde des im § 108 bezeichneten Ortes 
kann die Aushändigung des Arbeitsbuchs auch an die zur geſetzlichen Vertretung nicht berechtigte 
Mutter oder einen ſonſtigen Angehörigen oder unmittelbar an den Arbeiter erfolgen. 

Auf Kinder, welche zum Veſuche der Volksſchule verpflichtet find, finden vorſtehende Beſtim⸗ 
mungen keine Anwendung. 

(Die 88 108 bis 114 find dem Arbeitsbuche vorgedruckt.) 


§ 135. Kinder unter dreizehn Jahren dürfen nicht beſchäftigt werden. Kinder über drei⸗ 

zehn Sk. dürfen nur beſchäfligt werden, wenn fie nicht mehr zum Beſuche der Volksſchule ver⸗ 
ichtet ſind. 

ir Die Beſchäftigung von Kindern unter vierzehn Jahren darf die Dauer von ſechs Stunden 

täglich nicht überſchreiten. . 

Junge Leute zwiſchen vierzehn und ſechzehn Jahren dürfen nicht länger als zehn Stunden 
täglich beſchäftigt werden. 

8 136. Die Arbeitsſtunden der jugendlichen Arbeiter ($ 135) dürfen nicht vor ſechs Uhr 
morgens beginnen und nicht über acht Uhr abends dauern. Zwiſchen den Arbeitsſtunden müſſen an 
jedem Arbeitstage regelmäßige Pauſen gewährt werden. Für jugendliche Arbeiter, welche nur ſechs 
Stunden täglich beſchäftigt werden, muß die Pauſe mindeſtens eine halbe Stunde betragen. Den 
übrigen jugendlichen Arbeitern muß mindeſtens mittags eine einſtündige ſowie vormittags und nach⸗ 
miſtags je eine halbſündige Pauſe gewährt werden. Eine Vor⸗ und Nachmittagspauſe braucht nicht 
gewährt zu werden, ſofern die jugendlichen Arbeiter täglich nicht länger als acht Stunden beſchäftigt 
werden und die Dauer ihrer durch eine Pauſe nicht unterbrochenen Arbeitszeit am Vor⸗ und Nach⸗ 
mittage je vier Stunden nicht überſteigt. j 

Während der Pauſen darf den jugendlichen Arbeitern eine Beſchäftigung im Betrieb überhaupt 
nicht und der Aufenthalt in den Arbeitsräumen nur dann geſtattet werden, wenn in denſelben die⸗ 
jenigen Teile des Betriebs, in welchen jugendliche Arbeiter beſchäftigt find, für die Zeit der Pauſen 
völlig eingeſtellt werden oder wenn der Aufenthalt im Freien nicht tunlich und andere geeignete 
Aufenthaltsräume ohne unverhältnismäßige Schwierigkeiten nicht beſchafft werden können. 


— 12 


Nach Beendigung der täglichen Arbeitszeit ift den jugendlichen Arbeitern eine ununterbrochene 
Kuhezeit von mindeſtens elf Stunden zu gewähren. 

An Sonn» und Feſttagen ſowie während der von dem ordentlichen Seelſorger für den 
Katechumenen- und Konfirman en⸗, Beicht⸗ und Kommunionunterricht beſtimmten Stunden dürfen 
jugendliche Arbeiter nicht beſchäftigt werden. 


$ 137. Arbeiterinnen dürfen nicht in der Nachtzeit von acht Uhr abends bis ſuchs Uhr 
morgens und am Sonnabend ſowie an Vorabenden der Feſttage nicht nach fünf Uhr nachmittags 
beſchäftigt werden. 

Die Beſchäftigung von Arbeiterinnen darf die Dauer von zehn Stunden täglich, an den Vor⸗ 
abenden der Sonn⸗ und Feſttage von acht Stunden, nicht überſchreiten. 

Zwiſchen den Arbeitsſtunden muß den Arbeiterinnen eine mindeſtens einſtündige Mittagspauſe 
gewährt werden. 

Nach Beendigung der täglichen Arbeitszeit iſt den Arbeiterinnen eine ununterbrochene Ruhezeit 
von mindeſtens elf Stunden zu gewähren. 

Arbeiterinnen, welche ein Hausweſen zu beſorgen haben, ſind auf ihren Antrag eine halbe 
3 vor der Mittagspauſe zu entlaſſen, ſofern dieſe nicht mindeſtens ein und eine halbe Stunde 
eträgt. 

Wnrbeile men dürfen vor und nach ihrer Niederkunft im ganzen während acht Wochen nicht 
beſchäftigt werden. Ihr Wiedereintritt ift an den Ausweis geknüpft, daß ſeit ihrer Niederkunft 
wenigſtens ſechs Wochen verfloſſen ſind. 

Arbeiterinnen dürfen nicht in Kokereien und nicht zum Transporte von Materialien bei Bauten 
aller Art verwendet werden.“ 


§137a. Arbeiterinnen und jugendlichen Arbeitern darf für die Tage, an welchen ſie in dem 
Betriebe die geſetzlich zuläſſige Arbeitszeit hindurch beſchäftigt waren, Arbeit zur Verrichtung außer- 
halb des Betriebs vom Arbeitgeber überhaupt nicht übertragen oder für Rechnung Dritter über⸗ 
wieſen werden. 

Für die Tage, an welchen die Arbeiterinnen oder jugendlichen Arbeiter in dem Betriebe kürzere 
Zeit beſchäftigt waren, iſt dieſe Übertragung oder Überweiſung nur in dem Umfange zuläffig, in 
welchem Durchſchnittsarbeiter ihrer Art die Arbeit vorausſichtlich in dem Betriebe während des 
Reſtes der geſetzlich zuläſſigen Arbeitszeit würden herſtellen können, und für Sonn⸗ und Feſttage 
überhaupt nicht.“ 

Bei Zuwiderhandlungen gegen die Beſtimmungen des Abſ. 2 kann die zuſtändige Polizeibehörde 
auf Antrag oder nach Anhörung des zuständigen Gewerbeaufſichtsbeamten (8 139b) im Wege der 
Verfügung für einzelne Betriebe die Übertragung oder Überweiſung ſolcher Arbeit entſprechend den 
Beſtimmungen des Abf. 2 beſchränken oder von beſonderen Bedingungen abhängig machen. Vor 
Erlaß ſolcher Verfügungen hat der Gewerbeaufſichtsbeamte beteiligten rbeitgebern und Arbeitern, 
wo ſtändige Arbeiterausſchüſſe ($ 134h) beſtehen, dieſen Gelegenheik zu geben, ſich zu äußern. 

Gegen die Verfügung der Polizeibehörde ſteht dem Gewerbeunternehmer binnen zwei Wochen 
die Beſchwerde an die höhere Verwaltungsbehörde zu. Gegen die Entſcheidung der höheren Ver⸗ 
waltungsbehörde iſt binnen vier Wochen die Beſchwerde an die Zentralbehörde zuläſſig; dieſe ent⸗ 
ſcheidet endgültig. 


$ 138. Sollen Arbeiterinnen oder jugendliche Arbeiter beſchäftigt werden, fo hat der Arbeit- 
geber vor dem Beginne der Beſchäftigung der Ortspolizeibehörde eine ſchriſtliche Anzeige zu machen. 
In der Anzeige ſind der Betrieb, die Wochentage, an welchen die Beſchäftigung stattfinden ſoll, Beginn 
und Ende der Arbeitszeit und der Baufen ſowie die Art der Beſchäftigung anzugeben. Eine Anderung 
hierin darf, abgeſehen von Verſchiebungen, welche durch Erſetzung behinderter Arbeiter für einzelne 
Arbeitsſchichten notwendig werden, nicht erfolgen, bevor eine entſprechende weitere Anzeige der Be⸗ 
hörde gemacht iſt. 
8 n jedem Betriebe hat der Arbeitgeber dafür zu ſorgen, daß in denjenigen Räumen, in welchen 
jugendliche Arbeiter ae merden, an einer in die Augen fallenden Stelle ein Verzeichnis der 
jugendlichen Arbeiter unter ngabe ihrer Arbeitstage ſowie des Beginns und Endes ihrer Arbeitszeit 
und der Pauſen ausgehängt iſt. Ebenſo hat er dafür zu forgen, daß in den betreffenden Räumen 
eine Tafel ausgehängt iſt, welche in der von der Zeutralbehörde zu beſtimmenden Faſſung und in 
deutlicher Schrift einen Auszug aus den Beſtimmungen über die Beſchaftigung der Arbeiterinnen 
und jugendlichen Arbeiter enthält. 


) 8 137 Abf. 7 tritt am 1. April 1912 in Kraft. 
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